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SPECTARIS ist der Deutsche Industrieverband für Optik, Photonik, Analysen- und 

Medizintechnik und vertritt 400 überwiegend mittelständische deutsche 

Unternehmen. Davon repräsentiert der SPECTARIS-Fachverband Medizintechnik 

rund 130 Hersteller und Zulieferer der Medizintechnik-Branche sowie Hilfsmittel-

Leistungserbringer und Homecare-Provider aus dem Bereich der respiratorischen 

Heimtherapie. 

 

1. Grundsätzliche Bewertung 

SPECTARIS unterstützt das Ziel des Gesetzgebers, die Finanzierungsgrundlagen der 

gesetzlichen Krankenversicherung nachhaltig zu stabilisieren. Eine verlässliche 

Finanzierung der GKV ist Voraussetzung für eine leistungsfähige 

Gesundheitsversorgung und für die Innovationsfähigkeit des Gesundheitsstandortes 

Deutschland. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen im Bereich der 

Hilfsmittelversorgung führen jedoch zu erheblichen Belastungen eines 

Versorgungssegments, das bereits heute einen wichtigen Beitrag zur 

Wirtschaftlichkeit des Gesundheitssystems leistet. Hilfsmittel ermöglichen die 

Versorgung von Millionen Patientinnen und Patienten im ambulanten und häuslichen 

Umfeld, vermeiden Krankenhausaufenthalte und Pflegekosten und sichern 

Selbstständigkeit, Mobilität und Teilhabe. Gleichzeitig ist die Hilfsmittelversorgung 

durch einen hohen Dienstleistungsanteil, individuelle Anpassungsleistungen sowie 

steigende Personal-, Energie- und Materialkosten geprägt.  

Vor diesem Hintergrund sieht SPECTARIS insbesondere bei den Regelungen zum 

pauschalen 3%-Abschlag auf Hilfsmittelvergütungen, zur Ausweitung der 

Festbetragsregelungen sowie zur Grundlohnratenbindung mit zusätzlichem 1%-

Abschlag erheblichen Änderungsbedarf. 

 

2. Pauschaler Abschlag von 3 Prozent auf Hilfsmittelverträge 

Bewertung 

Der Gesetzentwurf sieht für die Jahre 2027 und 2028 einen pauschalen Abschlag 

von drei Prozent auf die vertraglich vereinbarten Vergütungen der 

Hilfsmittelversorgung vor. 

SPECTARIS lehnt diesen pauschalen Abschlag ab. 

 

Begründung 

Die Hilfsmittelversorgung gehört bereits heute zu den Bereichen mit einer 

vergleichsweise moderaten Ausgabenentwicklung. Gleichzeitig sind zahlreiche 

Versorgungsverträge über Jahre nicht angepasst worden, obwohl die Kosten für 

Personal, Energie, Logistik, Regulierung und Materialien erheblich gestiegen sind. 
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Die vorgesehene Kürzung trifft damit einen Bereich, dessen wirtschaftliche 

Spielräume vielfach bereits ausgeschöpft sind.  

Besonders kritisch ist, dass der pauschale Abschlag zusätzlich zu weiteren 

Sparmaßnahmen greift. Mit der Grundlohnratenbindung der Vergütungen wird für 

die Jahre 2027 bis 2029 ein weiterer Abschlag von einem Prozent vorgesehen. 

Dadurch entsteht eine Mehrfachbelastung der Hilfsmittelversorgung, die weder die 

tatsächliche Kostenentwicklung noch die besondere Versorgungsrealität 

berücksichtigt.  

Die Folgen dieser mehrfachen Belastung wären: 
• zusätzlicher wirtschaftlicher Druck auf mittelständische Hersteller und 

Leistungserbringer,  
• Einschränkungen bei wohnortnahen Versorgungsstrukturen,  

• Rückzug von Anbietern aus wirtschaftlich nicht mehr tragfähigen 
Versorgungsbereichen,  

• Gefährdung von Versorgungsqualität und Versorgungssicherheit 

insbesondere für chronisch kranke, pflegebedürftige und behinderte 
Menschen.  

 
SPECTARIS empfiehlt: 

Die vorgesehene dreiprozentige Abschlagsregelung sollte vollständig gestrichen 

werden. Statt pauschaler Kürzungen bedarf es differenzierter und systemgerechter 
Maßnahmen, die die tatsächliche Kosten- und Versorgungsstruktur im 
Hilfsmittelbereich berücksichtigen. 

 

 

3. Ausweitung der Festbetragsregelungen 

Bewertung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Ausweitung und Weiterentwicklung der 

Festbetragsregelungen im Hilfsmittelbereich vor. SPECTARIS erkennt an, dass 

Festbeträge grundsätzlich ein geeignetes Instrument sein können, sofern sie auf 

Hilfsmittelgruppen beschränkt bleiben, bei denen funktional gleichartige, 

gleichwertige und tatsächlich austauschbare Produkte vorliegen und unter 

Festbetragsbedingungen weiterhin eine ausreichende, zweckmäßige, wirtschaftliche 

und qualitativ hochwertige Versorgung sichergestellt ist. 

SPECTARIS fordert, die vorgesehenen Änderungen zu den 

Festbetragsregelungen aus dem BStabG herauszulösen und in das 

angekündigte, separat zu verhandelnde Hilfsmittelgesetz zu überführen. 

Dort können die Regelungen versorgungsgerecht, systematisch konsistent 

und unter angemessener Einbindung der Hersteller, Leistungserbringer 

und ihrer Verbände ausgestaltet werden. 
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Begründung 

Problematisch ist eine pauschale oder vorrangig fiskalisch motivierte Ausweitung 

des Festbetragssystems. Hilfsmittelversorgungen sind vielfach nicht mit 

standardisierten Warenmärkten vergleichbar. Sie sind regelmäßig durch individuelle 

Bedarfe, unterschiedliche Produkteigenschaften, Anpassungsleistungen sowie 

umfassende Dienstleistungsanteile geprägt. Beratung, Zurichtung, Anpassung, 

Einweisung, Nachsorge und wohnortnahe Betreuung sind integrale Bestandteile der 

Versorgung. Eine Festbetragsregelung, die diese Versorgungsrealität nicht 

angemessen berücksichtigt, birgt das Risiko, qualitätsorientierten Wettbewerb zu 

verdrängen, Produktvielfalt einzuschränken und Innovationen zu schwächen. 

Die vorgesehenen Änderungen greifen tief in die Systematik der 

Hilfsmittelversorgung, die Preisbildung, die Vertragsstrukturen und die 

Versorgungspraxis ein. Sie sollten daher nicht isoliert im Rahmen eines kurzfristig 

angelegten Beitragssatzstabilisierungsgesetzes geregelt werden. Gerade weil die 

Ausgestaltung der Festbeträge unmittelbare Auswirkungen auf Qualität, Innovation, 

Produktvielfalt und Versorgungssicherheit hat, bedarf es eines eigenständigen 

Gesetzgebungsverfahrens mit ausreichender Zeit für fachliche Prüfung und 

Beteiligung. 

Besonders kritisch bewertet SPECTARIS die im Gesetzentwurf vorgesehenen 

weitreichenden Auskunfts-, Offenlegungs- und Nachweispflichten gegenüber dem 

GKV-Spitzenverband. Die Regelungen dürfen nicht dazu führen, dass Hersteller und 

Leistungserbringer zur Offenlegung zentraler wettbewerbsrelevanter 

Unternehmensdaten verpflichtet werden. Umsatzzahlen, Rabatte, 

Kalkulationsgrundlagen und weitere preisbildende Informationen gehören zum 

Kernbereich unternehmerischen Handelns. Ihre Offenlegung kann die Vertrags- und 

Wettbewerbsfreiheit der betroffenen Unternehmen erheblich beeinträchtigen und 

sensible Preisbildungs- und Verhandlungsprozesse offenlegen. 

Dies gilt insbesondere für die Offenlegung von Rabatten. Rabatte sind Teil der 

unternehmerischen Preis- und Marktstrategie. Sie ermöglichen differenzierte 

Vertragsmodelle, flexible Verhandlungen und wettbewerbliche Positionierung. 

Würden Rabatte gegenüber dem GKV-Spitzenverband offengelegt oder über andere 

Angaben mittelbar nachvollziehbar, würde dieses zentrale Preisinstrument faktisch 

entwertet. Auch die Übermittlung von Umsatzzahlen ist in diesem Zusammenhang 

kritisch, da sie Rückschlüsse auf gewährte Rabatte und interne Preisstrukturen 

ermöglichen kann. 

Hinzu kommt, dass die Hilfsmittelversorgung nicht ohne Weiteres mit dem 

Arzneimittelbereich vergleichbar ist. Anders als bei Fertigarzneimitteln, für die 

aufgrund arzneimittelrechtlicher Preisregelungen häufig bundesweit einheitlichere 

Preisstrukturen bestehen, existiert im Hilfsmittelbereich eine Vielzahl 

unterschiedlicher Vertrags-, Preis- und Versorgungsmodelle zwischen 

Krankenkassen, Leistungserbringern und Herstellern. Zudem spielt die 

Dienstleistungs- und Wertschöpfungskette in der Hilfsmittelversorgung eine 

wesentlich größere Rolle als bei Fertigarzneimitteln. Eine Übertragung von 
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Offenlegungspflichten aus dem Arzneimittelbereich auf Hilfsmittel würde daher die 

Besonderheiten dieses Versorgungsbereichs verkennen. 

Die Auskunftspflichten müssen deshalb klar begrenzt, abschließend bestimmt und 

verhältnismäßig ausgestaltet werden. Unbestimmte Formulierungen, die 

offenlassen, welche weiteren Informationen verlangt werden können, schaffen 

Rechtsunsicherheit und eröffnen einen zu weiten Beurteilungsspielraum. Gerade 

kleine und mittelständische Unternehmen würden durch unklare und umfangreiche 

Datenerhebungen erheblich belastet. Zugleich müssen Geschäftsgeheimnisse, 

vertrauliche Preisbildungsprozesse und wettbewerbssensible Unternehmensdaten 

wirksam geschützt bleiben. 

 

SPECTARIS empfiehlt: 

1. Die vorgesehenen Änderungen zu den Festbetragsregelungen sollten aus 

dem BStabG herausgelöst und in das angekündigte, separat zu verhandelnde 

Hilfsmittelgesetz überführt werden. 

2. In diesem Verfahren müssen Hersteller, Leistungserbringer und ihre 

maßgeblichen Verbände frühzeitig, verbindlich und gleichberechtigt 

eingebunden werden. 

3. Festbeträge dürfen ausschließlich für geeignete, standardisierbare und 

tatsächlich austauschbare Hilfsmittelgruppen festgesetzt oder angepasst 

werden. 

4. Dienstleistungsanteile, individuelle Versorgungsbedarfe, Beratungs-, 

Anpassungs- und Nachsorgeleistungen sowie die wohnortnahe Versorgung 

müssen bei der Festsetzung von Festbeträgen verbindlich berücksichtigt 

werden. 

5. Auskunfts- und Nachweispflichten müssen abschließend, eindeutig und 

verhältnismäßig geregelt werden. Unbestimmte Öffnungsklauseln für weitere 

Datenanforderungen sind zu vermeiden. 

6. Die Verpflichtung zur Offenlegung von Rabatten ist zu streichen. Rabatte sind 

wettbewerbssensible Bestandteile der unternehmerischen Preis- und 

Marktstrategie und dürfen nicht Gegenstand umfassender 

Offenlegungspflichten sein. 

7. Die Übermittlung von Umsatzzahlen ist zu streichen, soweit hierdurch 

unmittelbare oder mittelbare Rückschlüsse auf Rabatte, 

Preisbildungsmechanismen oder sonstige vertrauliche Geschäfts- und 

Kalkulationsgrundlagen möglich werden. 

8. Geschäftsgeheimnisse, vertrauliche Vertragsstrukturen und 

wettbewerbssensible Unternehmensdaten von Herstellern und 

Leistungserbringern müssen wirksam geschützt werden. 

 

 



 
 
 

6 
 

4. Grundlohnratenbindung und zusätzlicher 1-Prozent-Abschlag 

Bewertung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Bindung der Vergütungsentwicklung an die 

Grundlohnrate mit zusätzlichem Abschlag von einem Prozent für die Jahre 2027 bis 

2029 greift zu kurz und wird den Besonderheiten der Hilfsmittelversorgung nicht 

gerecht. 

SPECTARIS lehnt die Orientierung an der Grundlohnrate nicht grundsätzlich ab. Sie 

kann als allgemeiner finanzpolitischer Orientierungsrahmen zur Stabilisierung der 

GKV-Ausgaben herangezogen werden. Eine starre Bindung ohne differenzierende 

Korrekturmechanismen bildet jedoch die tatsächliche Kosten- und 

Versorgungsrealität im Hilfsmittelbereich nicht ausreichend ab. Dies gilt umso 

mehr, wenn die Grundlohnratenbindung zusätzlich durch einen pauschalen Abschlag 

von einem Prozent verschärft wird. 

SPECTARIS fordert daher, die gesetzliche Bindung an die Grundlohnrate 

um differenzierende, praxisgerechte und krisenfeste Elemente zu ergänzen 

sowie den zusätzlichen pauschalen Abschlag von einem Prozent zu 

streichen. 

 

Begründung 

Die Kostenentwicklung in der Hilfsmittelversorgung wird maßgeblich durch Faktoren 

beeinflusst, die sich nicht zwingend in der Grundlohnrate widerspiegeln. Dazu 

gehören insbesondere Energie-, Material-, Personal-, Logistik- und 

Regulierungskosten. Gerade in der Hilfsmittelversorgung treffen steigende 

Herstellungskosten und ein hoher Dienstleistungsanteil zusammen. Beratung, 

Anpassung, Einweisung, Wartung, Nachsorge und wohnortnahe Versorgung sind 

personal- und ressourcenintensiv und lassen sich nicht beliebig rationalisieren. 

Besonders betroffen ist die industrielle Herstellung von Hilfsmitteln. Sie reagiert 

sensibel auf Preissteigerungen bei Energie sowie bei Vor- und Zulieferprodukten, 

etwa auf Rohölbasis. Kostensteigerungen in diesen Bereichen können kurzfristig 

und erheblich auftreten, ohne dass sie sich zeitgleich oder angemessen in der 

Grundlohnrate abbilden. Eine starre Begrenzung der Vergütungsentwicklung würde 

in solchen Fällen dazu führen, dass Hersteller und Leistungserbringer erhebliche 

Kostensteigerungen nicht refinanzieren können. 

Hinzu kommt, dass viele Festbeträge und Versorgungsverträge in der 

Vergangenheit über längere Zeiträume nicht oder nicht ausreichend angepasst 

wurden. In Jahren ohne Vergütungssteigerungen entstehen wirtschaftliche 

Belastungen und Nachholbedarfe, die bei künftigen Anpassungen berücksichtigt 

werden müssen. Andernfalls werden bestehende Unterfinanzierungen 

fortgeschrieben und weiter verschärft. 

Auch innovationsgetriebene Produkte benötigen besondere Rahmenbedingungen. 

Moderne Hilfsmittel können dazu beitragen, Versorgung zu verbessern, 

Selbstständigkeit und Teilhabe zu erhalten, Pflegebedarfe zu reduzieren und 
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stationäre Behandlungen zu vermeiden. Wenn Vergütungsanpassungen pauschal 

begrenzt werden, ohne Innovationskosten und sektorenübergreifende 

Wirtschaftlichkeitseffekte zu berücksichtigen, besteht das Risiko, dass neue 

technische Entwicklungen nicht oder nur verzögert in die Versorgung gelangen. 

Schließlich zeigen die Erfahrungen der vergangenen Jahre, dass außergewöhnliche 

Krisenlagen kurzfristig zu erheblichen Kostensteigerungen und Lieferengpässen 

führen können. Pauschale Begrenzungen ohne Ausnahmeregelungen können in 

solchen Situationen Versorgungsrisiken verschärfen. Eine krisenfeste 

Hilfsmittelversorgung setzt daher gesetzliche Öffnungsklauseln voraus, die bei 

nachweisbaren außergewöhnlichen Kostensteigerungen oder besonderen 

Versorgungslagen Abweichungen von der Grundlohnratenbindung ermöglichen. 

Der zusätzliche Abschlag von einem Prozent für die Jahre 2027 bis 2029 verschärft 

diese Problematik. Er reduziert den ohnehin begrenzten Anpassungsspielraum 

weiter und trifft einen Versorgungsbereich, der zugleich durch den vorgesehenen 

dreiprozentigen Abschlag auf Hilfsmittelverträge und die geplante Ausweitung der 

Festbetragsregelungen zusätzlich belastet wird. Dadurch entsteht eine kumulative 

Belastung, die Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Innovationsfähigkeit im 

Hilfsmittelbereich gefährden kann. 

 

SPECTARIS empfiehlt: 

1. Der zusätzliche pauschale Abschlag von einem Prozent auf 

grundlohngebundene Vergütungssteigerungen ist zu streichen. 

2. Die gesetzliche Bindung an die Grundlohnrate sollte um differenzierende und 

praxisgerechte Mechanismen ergänzt werden, die die tatsächliche 

Kostenentwicklung in der Hilfsmittelversorgung berücksichtigen. 

3. Für nachweisbare außergewöhnliche Kostensteigerungen, insbesondere bei 

Energie, Materialien, Vor- und Zulieferprodukten, Logistik, Personal und 

Regulierung, sind verpflichtende Ausnahmemechanismen vorzusehen. 

4. Für Krisenzeiten und außergewöhnliche Versorgungslagen sind gesetzliche 

Öffnungsklauseln erforderlich, um Versorgungsengpässe und 

Qualitätsverluste zu vermeiden. 

5. Jahre ohne Vergütungssteigerungen oder mit unterbliebenen Anpassungen 

müssen bei künftigen Vergütungsanpassungen berücksichtigt werden, um 

bestehende Nachholbedarfe nicht dauerhaft fortzuschreiben. 

6. Sektorenübergreifende Wirtschaftlichkeitseffekte der Hilfsmittelversorgung, 

etwa durch Vermeidung stationärer Aufenthalte, Reduktion von 

Pflegebedarfen oder Entlastung medizinischer und pflegerischer Strukturen, 

müssen bei der Bewertung von Vergütungsanpassungen berücksichtigt 

werden. 

7. Für innovationsgetriebene Produkte sind besondere Regelungen vorzusehen, 

damit neue technische Entwicklungen weiterhin in die Regelversorgung 

gelangen und moderne Hilfsmittel für Versicherte verfügbar bleiben. 
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Fazit 

SPECTARIS unterstützt das Ziel der Beitragssatzstabilisierung, lehnt jedoch 

Maßnahmen ab, die einseitig zulasten der Hilfsmittelversorgung gehen. Die 

Kombination aus pauschalem 3-Prozent-Abschlag, zusätzlichem 1-Prozent-Abschlag 

im Rahmen der Grundlohnratenbindung und einer weitreichenden Ausweitung der 

Festbetragsregelungen führt zu einer unverhältnismäßigen Belastung eines 

Versorgungsbereichs, der bereits heute zur Wirtschaftlichkeit und Stabilität des 

Gesundheitssystems beiträgt. Die vorgesehenen Regelungen sollten daher 

entsprechend angepasst werden, um Versorgungssicherheit, Qualität, Innovation 

und mittelständische Strukturen dauerhaft zu erhalten.  

 
 


